
 

 

 

DEPARTEMENT 

BAU, VERKEHR UND UMWELT 
Abteilung Verkehr 

Verkehrsplanung 

Yannick Dolman 

Projektleiter Strategische Planung 

Entfelderstrasse 22, 5001 Aarau 

Telefon direkt +41 62 835 38 52 

yannick.dolman@ag.ch 

www.ag.ch/bvu 
 

 

 

Gemeinde Murgenthal 

Hauptstrasse 46 

4853 Murgenthal 

 

 

18. Dezember 2023  

 

AVK 23.174  

Gemeinde Murgenthal  

Kommunaler Gesamtplan Verkehr 

Vorläufige Beurteilung 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Sie haben uns am 16.08.2023 Ihren Kommunalen Gesamtplan Verkehr (KGV) zur vorläufigen Beur-

teilung eingereicht. Wir haben die Unterlagen unter Einbezug der betroffenen Fachstellen geprüft.  

Wie korrekterweise im Genehmigungsblatt festgehalten, wird der Kanton lediglich die Zielsetzungen 

des KGV genehmigen, die damit auch für den Kanton behördenverbindlich werden. Sie müssen da-

her mit gesetzlichen Grundlagen sowie den Interessen und Zielen des Kantons vereinbar sein. Zu-

dem müssen für die Genehmigung des KGV auch die Teilpläne den Anforderungen aus den Empfeh-

lungen zum KGV entsprechen. Massnahmen, die nicht den kantonalen Vorhaben entsprechen, sind 

zulässig, sofern die kantonale Haltung auf dem Massnahmenblatt dokumentiert wird. Die im Folgen-

den aufgelisteten Anpassungsanträge beziehen sich daher vor allem auf die Zielsetzungen, die Teil-

pläne und teilweise auf die Massnahmen.  

Im Anhang dieses Schreibens befinden sich zusätzlich eine Vielzahl von Hinweisen und Vorschlägen 

sowie fachliche Stellungnahmen aus Sicht Kanton zum KGV Murgenthal sowie den darin enthaltenen 

Vorhaben. Diese sind nach Möglichkeit bei der Überarbeitung des Entwurfs zu berücksichtigen. 

 

Anpassungsanträge: 

Damit eine Genehmigung möglich ist, werden nachfolgende Anpassungen nötig sein: 

 

Zielsetzungen (Kapitel 6): 

Öffentlicher Verkehr (öV): 

Die öV-Zielsetzungen «Erreichbarkeit ÖV-Haltestellen», «Abstimmung Bus- und Bahnangebot» und 

«Harmonisierung Busabfahrtszeiten» müssen wie folgt ergänzt werden, damit sie genehmigt werden 

können: «Vorbehalten bleiben die ordentlichen Verfahren zum Bau von Infrastruktur und der Beurtei-

lung / Bestellung des Fahrplanangebots.» 
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Ziel «Verlängerung Busangebot am Abend»: Dem Ziel kann in der vorliegenden Form nicht zuge-

stimmt werden. Wesentliche Gebiete der Gemeinde Murgenthal werden heute am Abend durch das 

Angebot auf der S-Bahnlinie S23 erschlossen, die bis 20 Uhr im 30-Minuten-Takt und bis Mitternacht 

im Stundentakt verkehrt. Ein Abendangebot auf der Buslinie 612 zwischen Rothrist Bahnhof und 

Glashütten Kirche würde hauptsächlich den Ortsteilen Riken und Glashütten dienen, wobei die po-

tenzielle Nachfrage für einen Angebotsausbau zurzeit als zu klein erachtet wird. Gemäss der Strate-

gie mobilitätAARGAU stellt der Kanton Aargau in ländlichen Entwicklungsräumen eine öV-

Basiserschliessung sicher. Das bestehende Busangebot ist vergleichbar mit dem öV-Angebot in 

anderen ländlichen Entwicklungsräumen. Das Ziel ist zu entfernen oder alternativ im Sinne eines 

Prüfauftrags umzuformulieren, z.B. «Verlängerung des Busangebots am Abend prüfen.» 

Ziel «Harmonisierung Busabfahrtszeiten»: Wir weisen die Gemeinde darauf hin, dass die Taktabwei-

chungen in den stündlichen Abfahrtszeiten der Busse durch die Abstimmung auf den Schulverkehr 

nach Rothrist ausgelöst werden. Das bedeutet, dass wenn die Ankunfts- und Abfahrtszeiten tagsüber 

harmonisiert werden, der Fahrplan nicht mehr auf die Schulzeiten abgestimmt ist und umgekehrt. Es 

steht der Gemeinde frei, diese Zielsetzung beizubehalten oder zu entfernen. 

 

Veloverkehr (VV): 

Ziel «Konfliktminimierung VV und FV»: Die Zielsetzung ist wie folgt zu ergänzen: «auf Strecken mit 

bedeutendem Velo- und Fussverkehrsaufkommen wird der VV soweit möglich auf separaten Velo-

wegen geführt (kein Mischverkehr Fuss- und Veloverkehr).» 

Ziel «Attraktive Querungen für VV»: Die Zielsetzung ist wie folgt zu ergänzen: «Querungen von ver-

kehrsorientierten Strassen – insbesondere Kantonsstrassen – sind sicher und attraktiv, möglichst 

mit Querungshilfen gestaltet.» Weiter ist zu ergänzen, dass Querungsstellen auf Kantonsstrassen in 

Absprache mit dem Kanton realisiert werden. 

Ziel: «Konfliktminimierung VV und MIV»: Die Zielsetzung ist wie folgt zu ergänzen: «An Strassen mit 

einem hohen DTV wird der Veloverkehr soweit möglich auf separaten, baulich von den Fahrbahnen 

des MIV getrennten Wegen geführt.» 

 

Fussverkehr (VV): 

Ziel «Konfliktminimierung VV und FV»: Die Zielsetzung ist ebenfalls wie folgt zu ergänzen: «auf Stre-

cken mit bedeutendem Velo- und Fussverkehrsaufkommen wird der FV soweit möglich auf separa-

ten Fusswegen geführt (kein Mischverkehr Fuss- und Veloverkehr).» 

 

Teilpläne: 

Allgemein: 

Die Lage des geplanten, neuen Aareübergangs ist mindestens in den Teilplan MIV aufzunehmen. 

Auf dem Teilplan resp. den Teilplänen soll zudem ersichtlich sein, dass es sich dabei um einen 

Richtplaneintrag des Kantons Solothurn (nicht aber des Kantons Aargau) handelt. 

Bestehen noch rechtskräftige kommunale Sondernutzungspläne, die Infrastrukturen enthalten, die 

noch nicht umgesetzt sind? Alle noch nicht umgesetzten Infrastrukturen aus den rechtskräftigen 

Sondernutzungsplänen sollten in die Teilpläne als «geplant» eingetragen werden (z.B. geplante Er-

schliessungsstrasse im Erschliessungsplan «Moosmatt-Rank»). 

 

Teilplan öV: 

Die öV-Haltestellen sollten beschriftet sein.  
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Die Symbole der Park + Ride- und Bike + Ride-Anlagen werden teilweise von anderen Kartenele-

menten überdeckt. Entsprechend ist nicht immer erkennbar, ob es sich jeweils um eine Park + Ride-

Anlage oder um eine Bike + Ride-Anlage handelt. Die Symbole sollten eindeutig lesbar sein. 

 

Teilplan MIV: 

Alle öffentlich befahrbaren kommunalen Strassen ausserhalb des Baugebiets sind als kommunale 

Verbindungsstrassen zu klassieren. Auch ist darauf zu achten, dass alle Privatstrassen als solche 

festgehalten sind. 

Der Legendeneintrag «Weitere Strassen und Wege» ist aufzuteilen in «Privatstrasse» und «Zu-

fahrtsstrasse / Zufahrtsweg (ZS/ZW)». 

Die Kantonsstrassen sind mit den kantonalen Bezeichnungen zu versehen (z.B. Hauptstrasse = 

K101). 

Ebenso sind Ausnahmetransportrouten mit der Kennzeichnung ihres entsprechenden Typs zu ver-

sehen (z.B. Typ I, II etc.). 

Die gemäss Massnahme MIV1 zu schaffenden Torsituationen sind im Teilplan MIV mindestens 

schematisch einzutragen.   

 

Teilplan VV: 

Die als «geplant» eingezeichnete Veloroute (blau gestrichelt) auf der Dorf- respektive der Landstras-

se ist in der gleichen Farbe «rot» wie die kommunale Hauptroute einzuzeichnen, da eine kantonale 

Veloverbindung hier aktuell nicht geplant ist. Hegt die Gemeinde den Wunsch einer konkreten Um-

verlegung einer kantonalen Veloroute, ist dies im Planungsbericht zu erläutern. 

 

Massnahmen (Kapitel 7): 

Beim Abschnitt zu «Federführung / Beteiligte» wird auf manchen Massnahmenblättern nicht immer 

klar, wer die Federführung innehat und wer beteiligte Stelle ist. Grundsätzlich ist bei allen Massnah-

men, die Kantonsstrassen, kantonale Velorouten oder den öffentlichen Verkehr betreffen, der Kanton 

als federführende Partei aufzuführen.  

Bei den folgenden Massnahmen sind zudem die Hinweise aus kantonaler Sicht zwingend in das 

Massnahmenblatt aufzunehmen. 

 

ÖV2 «Verlängerung des Busangebots am Abend» 

Entsprechend dem Anpassungsantrag zum öV-Ziel «Verlängerung Busangebot am Abend» wird 

empfohlen, diese Massnahme zu entfernen. Wird das Ziel nicht entfernt und stattdessen umformu-

liert, ist die Formulierung der Massnahme ÖV2 entsprechend anzugleichen. In diesem Fall ist die zur 

Zielsetzung dargelegte Haltung des Kantons zwingend in das Massnahmenblatt aufzunehmen. 

 

ÖV3 «Optimierung des Busfahrplans (Schulzeiten, Bahnanschlüsse, Merkbarkeit)» 

Analog zum Anpassungsantrag zum öV-Ziel «Harmonisierung Busabfahrtszeiten» weisen wir die 

Gemeinde darauf hin, dass die Taktabweichungen in den stündlichen Abfahrtszeiten der Busse 

durch die Abstimmung auf den Schulverkehr nach Rothrist ausgelöst werden. Das bedeutet, dass 

wenn die Ankunfts- und Abfahrtszeiten tagsüber harmonisiert werden, der Fahrplan nicht mehr auf 

die Schulzeiten abgestimmt ist und umgekehrt. Die Massnahme ist zu präzisieren respektive die 
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Zielkonflikte sind im Massnahmenblatt festzuhalten. 

 

MIV2 «Reduktion des Geschwindigkeitsregimes auf der heutigen Tempo 60 km/h-Strecke auf 

der Hauptstrasse» 

Gemäss den massgebenden Vorschriften1 rechtfertigt eine mindestens einseitig durchgehende, dich-

te Bebauung eine allgemeine Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h. Auf dem besagten Strassenab-

schnitt fehlt eine durchgehende, einseitige Bebauung, weshalb es nicht vorgesehen ist, die «Höchst-

geschwindigkeit 50 generell» zu signalisieren. Aufgrund der örtlichen Verhältnisse würde die 

«Höchstgeschwindigkeit 50 generell» mehrheitlich nicht eingehalten. Dementsprechend ist die 

Höchstgeschwindigkeit von 60 km/h auf dem Streckenabschnitt aus kantonaler Sicht angemessen 

und rechtlich korrekt. Abweichungen von den allgemeinen Höchstgeschwindigkeiten sind nur zur 

Vermeidung oder Verminderung besonderer Gefahren im Strassenverkehr, zur Reduktion einer 

übermässigen Umweltbelastung oder zur Verbesserung des Verkehrsablaufs möglich. Mittels Gut-

achten muss abgeklärt werden, ob die Massnahme nötig, zweck- und verhältnismässig ist oder ob 

andere Massnahmen vorzuziehen sind. Die kantonale Haltung ist auf dem Massnahmenblatt festzu-

halten. 

 

VV2 «Optimierung von unattraktiven Velorouten» 

Massnahmen, die Kantonsstrassen betreffen, sind mit dem Kanton unter Einhaltung der ordentlichen 

Prozesse und Verfahren abzustimmen. Wir weisen zudem darauf hin, dass neue Veloverbindungen 

oder der Ausbau von bestehenden Wegen zu Radwegen grundsätzlich ausserhalb von Gewässer-

räumen vorgenommen werden muss, wenn der Weg längs zu einem Gewässer verläuft. Es ist bei 

der Planung frühzeitig Kontakt mit der Abteilung Landschaft und Gewässer, Sektion Gewässernut-

zung aufzunehmen. Beim Brückenbau oder Ersatz von Bachdurchlässen ist zudem die Sektion Ge-

wässernutzung einzubeziehen. 

 

VV3 «Sichere Gestaltung von Querungen von Kantonsstrassen» 

Die Massnahmenerarbeitung ist mit dem Kanton unter Einhaltung der ordentlichen Prozesse und 

Verfahren abzustimmen. 

 

VV4 «Neue Velorouten zur Schliessung von Lücken im Velowegnetz» 

Neue Velorouten sind in der Regel auf bestehenden Wegen/Strassen zu realisieren. Wenn Anpas-

sungen an kantonalen Velorouten für erforderlich erachtet werden, ist frühzeitig mit der Abteilung 

Verkehr Kontakt aufzunehmen. Zudem besteht die Möglichkeit, kommunale Velorouten zu realisie-

ren. Wir weisen ebenfalls darauf hin, dass neue Veloverbindungen oder der Ausbau von bestehen-

den Wegen zu Radwegen grundsätzlich ausserhalb von Gewässerräumen vorgenommen werden 

muss, wenn der Weg längs zu einem Gewässer verläuft. Es ist bei der Planung frühzeitig Kontakt mit 

der Abteilung Landschaft und Gewässer, Sektion Gewässernutzung aufzunehmen. Beim Brücken-

bau oder Ersatz von Bachdurchlässen ist zudem die Sektion Gewässernutzung einzubeziehen. 

 

FV3 «Neue Fusswegverbindungen zur Schliessung von Lücken im Fusswegnetz» 

Die direkte Verbindung zwischen dem Rotkanal an der Grenze zu Wynau und dem Bahnhof Mur-

genthal befindet sich im Wald und ist mit der Abteilung Wald abzustimmen. Zudem befänden sich 

 
1 Art. 4a Abs. 2 der Verkehrsregelnverordnung vom 13. November 1962 (VRV), SR 741.11 sowie Art. 22 Abs. 3 der Signalisationsverordnung 

vom 5. September 1979 (SSV), SR 741.21 
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Teile einer neuen Fusswegverbindung entlang der Aare von der Brückenstrasse bis zur Gemeinde-

grenze Rothrist ausserhalb des Baugebiets. Aus kantonaler Sicht bestehen Zielkonflikte zwischen 

der gewünschten Fusswegverbindungen und dem Raumkonzept Aargau R1, der Landschaftsschutz-

zone und weiteren Richtplaninhalten (Fruchtfolgefläche). Eine bestehende Fusswegverbindung (ent-

lang der Hauptstrasse) verläuft in kurzer Distanz parallel zur gewünschten Verbindung. Die kantona-

le Haltung ist in das Massnahmenblatt aufzunehmen und es ist Kontakt mit der Abteilung Landschaft 

und Gewässer bei allfälligen Planungen aufzunehmen. 

 

FV5 «Aufwertung Aufenthaltsort Bahnhof Murgenthal und Gebiet um Gemeindehaus» 

Eine entsprechende Aufwertung setzt eine ganzheitliche Betrachtung aller Verkehrsteilnehmenden 

und das Einbeziehen aller Betroffenen voraus. In der Rubrik «Vorgehen» ist die Gemeinde dem Kan-

ton voranzustellen. Zudem ist der Gewässerraum des Mittibachs von der Massnahme betroffen. Wir 

weisen darauf hin, dass auch bei Fusswegen entlang von Gewässern nach Möglichkeit Linienfüh-

rungen ausserhalb des Gewässerraums zu suchen sind, da innerhalb des Gewässerraums nur 

schmale Fuss- und Wanderwege zulässig sind. Es ist bei der Planung frühzeitig Kontakt mit der Ab-

teilung Landschaft und Gewässer, Sektion Gewässernutzung aufzunehmen. Beim Brückenbau oder 

Ersatz von Bachdurchlässen ist zudem die Sektion Gewässernutzung einzubeziehen. 

 

Das weitere Verfahren: 

Mit der fachlichen Stellungnahme im Rahmen der vorläufigen Beurteilung ist gewährleistet, dass 

kantonale Interessen im KGV gewahrt werden und dass die Gemeinde bereits vor der Mitwirkung (§ 

3 Bauverordnung (BauV)2) Anträge und Anregungen der kantonalen Fachstellen entsprechend ein-

bringen kann. 

Die Gemeinde führt nach der vorläufigen Beurteilung gemäss § 3 BauV ein öffentliches Mitwirkungs-

verfahren durch. Im Rahmen der öffentlichen Mitwirkung ist auch – wenn nicht schon geschehen – 

die Abstimmung mit den Nachbargemeinden sowie dem Regionalplanungsverband sicherzustellen. 

Nach dem Beschluss des Gemeinderats und der Genehmigung durch das BVU ist der KGV behör-

denverbindlich für Kanton und Gemeinde. Für die Gemeinde bedeutet dies, dass sie dazu angehal-

ten ist, die festgelegten Massnahmen gemäss einer Umsetzungsplanung zu realisieren, bezie-

hungsweise die Festlegungen in weiteren Planungen zu berücksichtigen. 

Für die kantonalen Behörden bedeutet die Genehmigung der Zielsetzungen des KGV durch das 

BVU, dass dessen Zielsetzungen (Genehmigungsinhalte) in weiteren Planungen berücksichtigt wer-

den müssen. Im Rahmen seiner Zuständigkeiten unterstützt der Kanton die Gemeinden bei der Er-

reichung der genehmigten Zielsetzungen des KGV. Die Festlegung der konkreten Massnahmen zur 

Zielerreichung erfolgt in Zusammenarbeit mit der Gemeinde. Aus Massnahmen im KGV, die sich im 

Zuständigkeitsbereich des Kantons befinden, leitet dieser keine Planungs- und Realisierungsver-

pflichtung ab. 

Für das Grundeigentum sind erst die Festlegungen in der Nutzungsplanung verbindlich. Aus diesem 

Grund gibt es für den KGV kein Rechtsmittelverfahren (Einwendungen, Beschwerden). 

 

Wir bedanken uns für die Erarbeitung des KGV Murgenthal. Bitte melden Sie sich bei Fragen im 

Verlauf der weiteren Bearbeitung direkt bei der Abteilung Verkehr. 

 
2 Bauverordnung vom 25. Mai 2011 (BauV), SAR 713.121 
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Freundliche Grüsse 

Katrin Schönenberger 

Sektionsleiterin Verkehrsplanung 

Yannick Dolman 

Projektleiter Strategische Planung 
 

 

Verteiler 

• Gemeinderat Murgenthal 
 

Kopie 

• BVU ATB (VM, RE) 

• BVU ARE (OSR) 

• BVU ALG 

• BKS VS (Y. Teufel) 

• AWW 

• BVU AVK (YD, ks, Wa, MN, OM) 
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ANHANG: 

Gesamtwürdigung des KGV 

Der KGV Murgenthal ist ein umfassendes, qualitativ hochstehendes Dokument. Die Analyse, Ziele 

und Massnahmen sind aufeinander abgestimmt und behandeln alle wichtigen Themen (insbesonde-

re die KGV-Mindestinhalte gemäss den Empfehlungen zum KGV). Der KGV liest sich nachvollzieh-

bar und kohärent. Der Handlungsbedarf in den jeweiligen Themenfeldern wird klar aufgezeigt. 

Aus formeller Sicht ist noch der Begriff «Veloweg(-netz)» durchgehend mit «Veloroute(-nnetz)» zu 

ersetzen. 

 

Fokus Abstimmung zwischen Siedlung und Verkehr 

Der KGV Murgenthal thematisiert die Siedlungsentwicklung in genügender Tiefe und stellt sie in Re-

lation zum Mobilitätsverhalten und dem zukünftigen Verkehrsaufkommen. Zudem wird das Gebiet 

Weid-Neustadt als Gebiet mit bedeutendem Entwicklungspotenzial hervorgehoben. 

Wir weisen an dieser Stelle darauf hin, dass das räumliche Entwicklungsleitbild (REL) vielverspre-

chende Potenzialgebiete (S. 20–21) hervorhebt, wo sich ein vielfältiger Nutzungsmix aus Wohnen, 

Industrie, Gewerbe und Verkehrsräumen entwickeln könnte. Sollten diese Potenzialgebiete tatsäch-

lich umgenutzt werden, hätte dies vermutlich unmittelbare Auswirkungen auf das Nutzungsmass der 

Verkehrsinfrastrukturen. 

Das Mobilitätsmanagement wurde in der Analyse, den Zielsetzungen sowie den Massnahmen sei-

nem Potenzial entsprechend umfassend behandelt. 

 

Hinweise der kantonalen Fachstellen zu den einzelnen Kapiteln des KGV 

 

Rahmenbedingungen (Kapitel 3) 

Richtplan Kanton Aargau 

Wir weisen darauf hin, dass der Sachbereich M (Mobilität) des kantonalen Richtplans mit Beschluss 

des Grossen Rats (GRB 2023-0976) vom 27. Juni 2023 totalrevidiert wurde. Die Ausführungen zum 

Sachbereich M im KGV Murgenthal sind dementsprechend zu aktualisieren. 

 

Strategie mobilitätAARGAU 

Zum Abschnitt Umsetzung Mobilitätsstrategie: das Mehrjahresprogramm Strasse ist aus der Aufzäh-

lung zu streichen. 

 

Agglomerationsprogramm AareLand 

Bei den Ausführungen zur 4. Generation des Agglomerationsprogramms ist zu ergänzen, dass der 

Beginn der Umsetzung der Massnahmen im Zeitraum von 2024 bis 2028 liegen muss. 

 

Analyse (Kapitel 4) 

Im Defizitplan wird darauf hingewiesen, dass die Schulbus-Situation in Balzenwil ungenügend ist. Es 

steht der Gemeinde frei, diese Schulbus-Situation in eigener Verantwortung zu verbessern. 

Die auf Seite 34 dargestellte Tabelle ist nicht mit einer Quellenangabe versehen. Es ist daher nicht 

nachvollziehbar, basierend auf welchen Grundlagen die Kriterien hergeleitet wurden. Die verwende-
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ten Kriterien decken sich nicht/nur teilweise mit den Kriterien, wie sie in den Velostandards des Kan-

tons Aargau definiert wurden. Der Kanton würde folglich bei der Beurteilung der kantonalen Velorou-

ten, beziehungsweise der Velolandrouten von SchweizMobil zu einem anderen Resultat kommen.  

 

Massnahmen (Kapitel 7) 

Allgemeines 

Genereller Hinweis zu Infrastrukturmassnahmen ausserhalb des Siedlungsgebiets: Es ist im Rahmen 

der weiteren Planung die Interessensabwägung mit den Anliegen der Umwelt sowie der Landschaft 

und Gewässer zu berücksichtigen. Die entsprechenden kantonalen Fachstellen sind frühzeitig in die 

Planung miteinzubeziehen. 

Genereller Hinweis zu Infrastrukturmassnahmen im Bereich der Kantonsstrassen: Diese sind im 

Rahmen von Gesamtsanierungsprojekten der Kantonsstrassen zu klären. 

Genereller Hinweis zu Planungen im Zusammenhang mit Gewässerräumen: Neue Wege sind so-

wohl bei offen verlaufenden wie auch bei eingedolten Gewässern grundsätzlich vollständig aus-

serhalb des Gewässerraums zu planen. Im Gewässerraum sind Weganlagen nur sehr begrenzt mög-

lich. Die Bestimmungen finden sich in Art. 41c GSchV3 und werden in der modularen Arbeitshilfe zur 

Nutzung des Gewässerraums in der Schweiz «Gewässerraum, Modul 3.4 – Mobilität» genauer aus-

geführt (2019; verfasst von der Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz der Kantone 

(BPUK), der Landwirtschaftsdirektorenkonferenz (LDK) und den involvierten Bundesämtern in Zu-

sammenarbeit mit den Kantonen). 

Umsetzungshorizonte: Es wäre sinnvoll, wenn die aufgeführten Umsetzungshorizonte mit den Um-

setzungshorizonten des Agglomerationsprogramms übereinstimmen würden. 2024 – 2028 = kurzfris-

tig; 2028 – 2032 = mittelfristig; > 2032 langfristig. 

Sämtliche Massnahmenblätter sollten einen Absatz zur Kostenschätzung sowie einen Absatz mit 

Angaben zu Indikatoren und möglichen Messgrössen für die Wirkungskontrolle enthalten. 

 

ÖV1 «Behindertengerechter Ausbau der ÖV-Haltestellen» 

Die Haltestelle «Glashütten, Kirche» ist die einzige in der Verantwortung der Gemeinde liegende 

Haltestelle, die noch nicht behindertengerecht gemäss BehiG4 umgebaut worden ist. Die namensge-

bende Kirche befindet sich in unmittelbarer Nähe der Haltestelle. Da bei Besuchenden der Kirche 

von einem erhöhten Bedürfnis nach Hindernisfreiheit ausgegangen werden kann, dürfte es schwierig 

sein, ein Absehen vom hindernisfreien Umbau zu rechtfertigen. Zudem ist noch nicht absehbar, was 

der Ablauf der Frist zum behindertengerechten Umbau von Haltestellen (Ende 2023) für die Option 

bedeutet, Ersatzlösungen anzubieten. Dementsprechend wird darauf hingewiesen, dass die Mass-

nahme in Form einer Ersatzlösung in der Praxis allenfalls nicht umsetzbar ist.  

Die Anpassungsstrategie für Haltestellen an Kantonsstrassen ist Sache des Kantons, wie korrekt 

unter der Federführung vermerkt. 

 

VV2 «Optimierung von unattraktiven Velorouten» 

Die im Defizitplan eingetragenen unattraktiven Velorouten betreffen in vielen Fällen Kantonsstras-

senabschnitte und/oder kantonale Velorouten. Optimierungen an diesen Strecken werden in der 

 
3 Gewässerschutzverordnung (GSchV) vom 28. Oktober 1998 (Stand am 1. Februar 2023), SR 814.20 
4 Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG), vom 

13. Dezember 2002 (Stand am 1. Juli 2020), SR 151.3 
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Regel durch den Kanton durchgeführt. 

 

VV6 «Signalisierung des bestehenden signalisierten Velowegnetztes prüfen» 

Wir weisen darauf hin, dass die nationalen und regionalen SchweizMobil-Routen vom Kanton in Ab-

sprache mit SchweizMobil signalisiert werden. Das Massnahmenblatt ist entsprechend zu präzisie-

ren. 

 

MM1 «Ermöglichen von autoarmen Nutzungen» 

Wir empfehlen der Gemeinde, zusätzlich zur vorgesehenen Reduktion des Pflichtbedarfs in gut mit 

dem öV erschlossenen Gebieten den Pflichtbedarf gemäss VSS-Norm 40 281 für das gesamte Ge-

meindegebiet als verpflichtende Obergrenze für zu erstellende Parkfelder festzulegen. 
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